
NACHRICHTEN

CROSSEN — In Crossen haben Unbe-
kannte offenbar Ziele für Schieß-
übungen gesucht. Das sagte eine Po-
lizeisprecherin nach einem Vorfall,
der sich Montagabend auf einer Bau-
stelle an der der Straße der Einheit
ereignet hat. Dort wurde eine Bau-
walze von Unbekannten vermutlich
mit einer Druckluftpistole beschä-
digt. Dabei gingen die gläserne Fah-
rertür und die Heckscheibe zu
Bruch. Der entstandene Sachscha-
den beläuft sich auf 1000 Euro, heißt
es. |ja Zeugentelefon 0375 44580

SACHSCHADEN

Auf Baustelle wurde
offenbar geschossen

LANDKREIS — Das Impfzentrum in
der Stadthalle Zwickau bleibt bis
einschließlich 26. September geöff-
net. Das sagte Lars Kretzschmar, Vor-
standsvorsitzender des DRK-Kreis-
verbandes Zwickauer Land. Die letz-
ten Impfungen gegen Covid-19 soll-
ten ursprünglich am kommenden
Freitag stattfinden. Die Verlänge-
rung des Angebotes begründet
Kretzschmar mit dem zeitlich gerin-
gen Aufwand beim Abbau der Ein-
richtung. „Wir benötigen dafür un-
gefähr einen Tag.“ Der Mietvertrag
endet am 30. September. Die erste
wieder geplante reguläre Kulturver-
anstaltung in der Stadthalle findet
am 2. Oktober mit der Schottischen
Musikparade statt. „Die Zeit zwi-
schen dem Auszug des Impf-
zentrums und dem Gastspiel benöti-
gen wir für die Grundreinigung,
den Aufbau der Bühne und der Be-
stuhlung“, sagt Monique Riemen-
schneider, Marketingchefin von
Kultur Z. |umü

COVID-19

Impfzentrum geöffnet
bis 26. September

Es ist passiert. Einen kurzen Mo-
ment lang abgelenkt beim Essenho-
len in der Kantine – und zack hatte
ich ihn fett und breit auf dem Teller:
einen großen Berg gekochten Spi-
nats als Beilage zum Fischgericht.
Es dürfte der erste Haufen dieser Art
gewesen sein seit dem Ende meiner
Teilnahme an der Schülerspeisung
auf der POS. Ältere werden sich erin-
nern: Die Portion zum Preis von
55 Pfennig Ost, ausgehändigt gegen
Vorlage der zum Tage gehörigen Es-
senmarke. Tapfer wie ich bin, hab
ich meinen Teller dann trotzdem
leergeputzt. Und was soll ich sagen?
Es gibt Schlimmeres als Spinat zum
Fisch. Rosenkohl zum Beispiel. |micm

MOMENT MAL

Tapfer

ZWICKAU — Ein bisschen können ei-
nem die Kinder leid tun, wie sie da
mit ihren großen Jacken und den
Helmen in der spätsommerlichen
Sonne ausharren. Doch in ihren Ge-
sichtern spiegelt sich pure Freude:
Es könnte gar nicht besser sein.

Mit den üblichen drei Hammer-
schlägen und den üblichen wohl-
meinenden Reden ist am Montag
der Grundstein für das Gerätehaus
der Freiwilligen Feuerwehr Marien-

thal gelegt worden. In die Zeitkapsel
kamen neben Bauplänen und einer
aktuellen Zeitung auch Ärmelabzei-
chen und Mitgliederlisten der Feuer-
wehr. Und das war es auch schon an
Üblichkeiten. Denn die kleine Feier
stand unter einem besonderen Vor-
zeichen. Es sind rund sieben Jahre
ins Land gegangen von dem Tage an,
als die Marienthaler Feuerwehrleute
das erste Mal öffentlichkeitswirk-
sam auf ihr unzureichendes Domi-
zil aufmerksam gemacht hatten.

Damals hieß es, die Lage an der
Olzmannstraße bereite Probleme
beim Ausrücken, da die Fahrzeuge
wegen der Baustellen-Staus kaum
vom Grundstück auf die Straße
kommen. Dass das Gebäude zu klein
ist, kam erst später laut zur Sprache.
Nun bekommen die 102 Wehrmit-
glieder ein Gebäude von gut 23 Me-
tern Breite und 31 Metern Länge. Sie
bekommen außerdem sechs Stell-
plätze für ihre Fahrzeuge, Umklei-
den, Schulungs-, Sozial- und Tech-

nikräume sowie Platz für die Ausbil-
dung der 31 Mitglieder der Jugend-
feuerwehr und noch eine Betonflä-
che für Übungen.

Was sie nicht bekommen, ist eine
Fußbodenheizung, die über eine So-
laranlage betrieben wird. Was banal
klingt, ist allerdings nur eines der
letzten Ärgernisse auf einem sowie-
so schon ärgerlichen Weg. Denn das
Depot an der Olzmannstraße war ei-
gentlich immer ein Provisorium.
Aber die halten sich ja bekanntlich
mitunter recht hartnäckig. 2004 zog
die Wehr in die ehemalige Außen-
stelle des Tiefbauamts ein, nachdem
die Bahn ihr den Mietvertrag für das
bisherige Gerätehaus gekündigt hat-
te. Das übrigens war ein echtes
Schnäppchen, heißt es am Rande
der Grundsteinlegung. 15 D-Mark
hat es in den 90ern gekostet – eine
Mark für jede Maschine. Kein Ver-
gleich zu den 2,75 Millionen Euro,
den ein Neubau an der Hoferstraße
kosten sollte. Bis zu einer Million

Euro an Fördermitteln erhoffte sich
die Stadt, als sie 2016 das erste Mal
von einem Umzug sprach.

Für die Marienthaler Wehr, die
mit Lutz Reinhold einen engagier-
ten Fürsprecher in den Reihen des
Stadtrates wusste, begann eine Zeit

zwischen Hoffen und Enttäu-
schung. 2017 hieß es, Geld für das
Vorhaben gebe es erst 2019. Dabei
konnte die Jugendfeuerwehr schon
nicht mehr ihren Raum nutzen, da
sich dort die Decke senkte. Die er-
hofften Sonderzuschüsse vom Frei-

staat gab es auch nicht. Mit denen
hatten die Marienthaler gerechnet,
da sie sich künftig nicht nur um
zwei Krankenhäuser, mehrere Pfle-
geeinrichtungen, Schulen und Kin-
dertagesstätten kümmern müssen,
sondern auch um das neue Großge-
fängnis.

2018 war die Rede von 3,1 Millio-
nen Euro Kosten, 2019 im Mai wur-
de die Ausschreibung aufgehoben.
Es gab nur zwei Bewerber, von de-
nen keiner die Vorgaben erfüllte.
Schließlich sollte es Mitte 2020 los-
gehen. Doch ehe es soweit war, wur-
de bekannt, dass die Baukosten er-
neut gestiegen waren. Unter ande-
rem deswegen, weil die Entsorgung
der Altlasten auf dem ehemaligen
Ziegeleigelände 600.000 Euro kos-
ten sollte. Der Kompromiss wurde
Anfang dieses Jahres gefunden: Es
gibt ein Haus für 4 Millionen Euro,
das schmaler und kürzer wird als ge-
plant und ohne Solarheizung aus-
kommt. Aber sonst: Alles wird gut.

Marienthaler Wehr: Ende des Provisoriums ist eingeläutet
Der Grundstein für das
neue Gerätehaus ist am
Montagabend gelegt wor-
den. Dem voraus gegangen
waren Jahre der Beschwer-
den und der enttäuschten
Hoffnungen.

VON SARA THIEL

Oberbürgermeisterin Constance Arndt, Stadtfeuerwehr-Chef Nils Eichhorn
und der Marienthaler Wehrleiter Alexander Winkel (von links) legten den
Grundstein für das neue Gerätehaus. FOTO: HANS KÜFFNER/TV WESTSACHSEN

ZWICKAU — Überraschende Wen-
dung im Streit um Plakate mit der
Aufschrift „Hängt die Grünen“: Die
rechtsextreme Kleinpartei „Der drit-
te Weg“ muss seine viel kritisierten
Werbemittel in Zwickau nicht ent-
fernen. Die Plakate müssen lediglich
so platziert werden, dass ein Ab-
stand von mindestens 100 Metern
zu Wahlplakaten der Partei Bündnis
90/Die Grünen eingehalten wird.
Das hat das Verwaltungsgericht
Chemnitz am Montag entschieden
und am Dienstag veröffentlicht. Es
gab damit einem Eilantrag des „Drit-
ten Weges“ weitgehend statt, der
sich gegen eine Verfügung der Stadt
Zwickau, dass die Plakate aus dem
Stadtbild verschwinden müssen, zur
Wehr gesetzt hatte. Das Rathaus hat-
te die Anordnung damit begründet,
dass die Plakate „gegen die öffentli-
che Ordnung, den Anstand und die
Würde des Menschen“ verstießen.

Das Verwaltungsgericht argu-
mentiert jedoch, dass es laut den
vom Bundesverfassungsgericht auf-
gestellten Grundsätzen für Wahl-
werbung derzeit offen sei, ob die
Meinungsfreiheit durch das Abhän-
gen von Plakaten eingeschränkt
werden dürfe. Nach einer Interes-
senabwägung kam das Gericht laut
einem Sprecher zu dem Beschluss,
dass eine räumliche Trennung der
Plakate der beiden Parteien eine „los-
gelöste Wahrnehmung“ der Plakate
des „Dritten Weges“ gewährleiste.
Zugleich werde deren „kommunika-
tives Anliegen“ auf diese Weise
nicht beeinträchtigt.

Die Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts löste bundesweit hef-
tige Kritik aus (siehe Kasten). Auch
Oberbürgermeisterin Constance
Arndt (Bürger für Zwickau) reagier-
te mit Unverständnis: „Inhaltlich
macht es für uns keinen Unter-
schied, ob die Plakate hier oder 100
Meter weiter hängen. Die Aufforde-
rung, die Grünen zu hängen, ist und
bleibt vollkommen indiskutabel,
undemokratisch und unverant-
wortlich.“ Die Stadt kündigte noch
am Dienstag an, Berufung gegen den
Beschluss beim Oberverwaltungsge-
richt Bautzen einzulegen. Das werde
spätestens am Donnerstag gesche-
hen, erklärte ein Stadtsprecher. Ziel
sei nach wie vor, eine Entfernung

der Plakate aus dem öffentlichen
Raum zu erreichen.

Der Beschluss des Verwaltungs-
gerichts bezieht sich nur auf die
Stadt Zwickau. Die „Hängt die Grü-
nen-Plakate“ waren aber auch in an-
deren Orten Südwestsachsens auf-
getaucht, darunter in Plauen und
Reinsdorf. Die Stadt Plauen hatte die
Plakate zum Teil selbst entfernt. Die
Gemeinde Reinsdorf erließ am Frei-
tag eine ähnliche Verfügung wie
Zwickau und forderte den „Dritten
Weg“ mit Frist bis zum heutigen
Mittwoch auf, die Plakate zu entfer-
nen. „Wir bleiben bei unserer Hal-
tung“, sagte Bürgermeister Steffen
Ludwig (parteilos). Laut einem Spre-
cher des Verwaltungsgerichts war

„Der dritte Weg“ bis Mittwochnach-
mittag nur gegen die Verfügung der
Stadt Zwickau vorgegangen.

Die sächsischen Grünen reagier-
ten schnell auf den Gerichtsbe-
schluss: Sie starteten noch am
Dienstagabend eine Aktion mit dem
Ziel, möglichst viele eigene Plakate
in der Stadt aufzuhängen. So soll es
dem „Dritten Weg“ erschwert wer-
den, den gebotenen Abstand von
100 Metern zu Grünen-Plakaten ein-
zuhalten. Ein erstes Plakat mit dem
eilig kreierten Spruch „Demo-
krat:innen nicht hängen lassen“
wurde am Dienstagabend an der
Spiegelstraße in der Bahnhofsvor-
stadt angebracht – genau neben ei-
nem „Hängt die Grünen“-Plakat. Zu

der Frage, ob es rechtens ist, wenn
die Grünen jetzt ihrerseits die Nähe
zu den Plakaten des „Dritten Weges“
suchen, wollte ein Sprecher des Ver-
waltungsgerichts Chemnitz keine
Aussage treffen. Rein quantitativ
spricht nichts gegen die Aktion der
Grünen. Nach Auskunft eines Stadt-
sprechers hat die Partei die Anzahl
der genehmigten Plakate im Bun-
destagswahlkamp nicht ausge-
schöpft. „Wir haben Plakate bei der
Bundespartei nachgeordert und
werden ab Mittwoch weitere auf-
hängen“, kündigte Grünen-Bundes-
tagsabgeordneter Wolfgang Wetzel
an.

Schon zuvor hatte es Kontrover-
sen um die „Hängt die Grünen“-Pla-

kate gegeben, auf denen auch eine
kleingeschriebene Unterzeile zu fin-
den ist, wonach sich „die Grünen“
angeblich auf die Parteifarbe des
„Dritten Weges“ bezieht. Die Staats-
anwaltschaft Zwickau hatte nach ei-
ner Anzeige der Bündnisgrünen zu-
nächst keinen Anlass für Ermittlun-
gen gesehen. Diese Einschätzung
wurde vergangene Woche durch die
Generalstaatsanwaltschaft Dresden
kassiert, die einen Anfangsverdacht
der öffentlichen Aufforderung zu
Straftaten und möglicherweise auch
der Volksverhetzung als gegeben
sah. Sie wies deshalb die Staatsan-
waltschaft Zwickau an, entspre-
chende Ermittlungen gegen den
„Dritten Weg“ einzuleiten.

Plakate-Streit in Zwickau spitzt sich zu
Die Rechtsextremen vom
„Dritten Weg“ müssen ihre
Banner laut einem Ge-
richtsbeschluss doch nicht
abhängen. Die Stadt legt
Berufung ein. Und auch
die Grünen reagieren.

VON JOHANNES PÖHLANDT

Um es dem „Dritten Weg“ mit ihren „Hängt die Grünen“-Plakaten so schwer wie möglich zu machen, wollen die Bündnisgrünen in Zwickau weitere eigene Pla-
kate anbringen. Martin Böttger, Jörg Banitz und Wolfgang Wetzel (von links) fingen am Dienstagabend in der Spiegelstraße damit an. FOTO: THOMAS MICHEL

s ist eine aberwitzige Kon-
struktion: Wenn die Plakate
des „Dritten Wegs“ mit 100

Metern Abstand zu jenen der Grü-
nen gehängt werden, dann lasse sich
kein direkter Zusammenhang zwi-
schen der Parole „Hängt die Grünen“
und den Grünen herstellen. Entwe-
der die Richter halten die Zwickauer
für debil, sodass sie auf 100 Meter al-
les um sich herum vergessen, oder es
ist wieder legitim, zum Mord am po-

E litischen Gegner aufzufordern. Im-
manuel Kant glaubte einst, die Frei-
heit des Einen ende dort, wo die Frei-
heit des Anderen beginne. Aber
Kant war kein Verwaltungsrichter.

Entscheidungen wie diese lassen
am Verständnis von Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit zweifeln.
Umso mehr, da es so aussieht, als
könnte sich dieses juristische Fiasko
bis zur Wahl in anderthalb Wochen
fortsetzen.

michael.stellner@freiepresse.de

KOMMENTAR

Die Freiheit des Anderen
VON MICHAEL STELLNER

Cem Özdemir, früherer Grünen-Bun-
desvorsitzender: „Ich verstehe nicht,
was daran ok sein soll, zu einem Mord
aufzurufen, wie auf den „Hängt die
Grünen“-Plakaten. Nicht mit 100 Me-
tern Abstand. Nicht mit 1.000 oder
10.000. Einfach gar nicht. In diesem
Land wird niemand gehängt!“

Jürgen Martens, früherer sächsi-
scher Justizminister (FDP): „Diese
Plakate sind offensichtlich eine Auf-
forderung zur Begehung von Strafta-
ten und möglicherweise Volksverhet-
zung. Und wer so etwas nicht ab-
nimmt, muss sich fragen lassen, wel-
ches Rechtsverständnis er hat. Solche
Plakate gehören in einen demokrati-
schen Wahlkampf nicht hinein.“

Sabine Zimmermann, Linke-Bundes-
tagsabgeordnete aus Werdau: „Von
diesem Gerichtsbeschluss bin ich ent-
setzt. Für mich ist nicht nachvollzieh-
bar, dass der Slogan ‚Hängt die Grü-
nen‘, der durchaus als Mordaufruf
verstanden werden kann, vom Grund-
recht auf Meinungsfreiheit abgedeckt
sein könnte. Es ist unabdingbar, dass
alle demokratischen Parteien sich
deutlich gegen diese Art von Wahl-
kampf aussprechen.“

Wolfgang Wetzel, Grünen-Bundes-
tagsabgeordneter aus Zwickau: „Ich
bin überrascht und habe dafür kein
Verständnis. Der Schaden für das
Image Sachsens ist damit gewach-
sen.“ |jop/ael

Reaktionen auf den Beschluss des Verwaltungsgerichts
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Arndt (Bürger für Zwickau) reagier-
te mit Unverständnis: „Inhaltlich
macht es für uns keinen Unter-
schied, ob die Plakate hier oder 100
Meter weiter hängen. Die Aufforde-
rung, die Grünen zu hängen, ist und
bleibt vollkommen indiskutabel,
undemokratisch und unverant-
wortlich.“ Die Stadt kündigte noch
am Dienstag an, Berufung gegen den
Beschluss beim Oberverwaltungsge-
richt Bautzen einzulegen. Das werde
spätestens am Donnerstag gesche-
hen, erklärte ein Stadtsprecher. Ziel
sei nach wie vor, eine Entfernung

der Plakate aus dem öffentlichen
Raum zu erreichen.

Der Beschluss des Verwaltungs-
gerichts bezieht sich nur auf die
Stadt Zwickau. Die „Hängt die Grü-
nen-Plakate“ waren aber auch in an-
deren Orten Südwestsachsens auf-
getaucht, darunter in Plauen und
Reinsdorf. Die Stadt Plauen hatte die
Plakate zum Teil selbst entfernt. Die
Gemeinde Reinsdorf erließ am Frei-
tag eine ähnliche Verfügung wie
Zwickau und forderte den „Dritten
Weg“ mit Frist bis zum heutigen
Mittwoch auf, die Plakate zu entfer-
nen. „Wir bleiben bei unserer Hal-
tung“, sagte Bürgermeister Steffen
Ludwig (parteilos). Laut einem Spre-
cher des Verwaltungsgerichts war

„Der dritte Weg“ bis Mittwochnach-
mittag nur gegen die Verfügung der
Stadt Zwickau vorgegangen.

Die sächsischen Grünen reagier-
ten schnell auf den Gerichtsbe-
schluss: Sie starteten noch am
Dienstagabend eine Aktion mit dem
Ziel, möglichst viele eigene Plakate
in der Stadt aufzuhängen. So soll es
dem „Dritten Weg“ erschwert wer-
den, den gebotenen Abstand von
100 Metern zu Grünen-Plakaten ein-
zuhalten. Ein erstes Plakat mit dem
eilig kreierten Spruch „Demo-
krat:innen nicht hängen lassen“
wurde am Dienstagabend an der
Spiegelstraße in der Bahnhofsvor-
stadt angebracht – genau neben ei-
nem „Hängt die Grünen“-Plakat. Zu

der Frage, ob es rechtens ist, wenn
die Grünen jetzt ihrerseits die Nähe
zu den Plakaten des „Dritten Weges“
suchen, wollte ein Sprecher des Ver-
waltungsgerichts Chemnitz keine
Aussage treffen. Rein quantitativ
spricht nichts gegen die Aktion der
Grünen. Nach Auskunft eines Stadt-
sprechers hat die Partei die Anzahl
der genehmigten Plakate im Bun-
destagswahlkamp nicht ausge-
schöpft. „Wir haben Plakate bei der
Bundespartei nachgeordert und
werden ab Mittwoch weitere auf-
hängen“, kündigte Grünen-Bundes-
tagsabgeordneter Wolfgang Wetzel
an.

Schon zuvor hatte es Kontrover-
sen um die „Hängt die Grünen“-Pla-

kate gegeben, auf denen auch eine
kleingeschriebene Unterzeile zu fin-
den ist, wonach sich „die Grünen“
angeblich auf die Parteifarbe des
„Dritten Weges“ bezieht. Die Staats-
anwaltschaft Zwickau hatte nach ei-
ner Anzeige der Bündnisgrünen zu-
nächst keinen Anlass für Ermittlun-
gen gesehen. Diese Einschätzung
wurde vergangene Woche durch die
Generalstaatsanwaltschaft Dresden
kassiert, die einen Anfangsverdacht
der öffentlichen Aufforderung zu
Straftaten und möglicherweise auch
der Volksverhetzung als gegeben
sah. Sie wies deshalb die Staatsan-
waltschaft Zwickau an, entspre-
chende Ermittlungen gegen den
„Dritten Weg“ einzuleiten.

Plakate-Streit in Zwickau spitzt sich zu
Die Rechtsextremen vom
„Dritten Weg“ müssen ihre
Banner laut einem Ge-
richtsbeschluss doch nicht
abhängen. Die Stadt legt
Berufung ein. Und auch
die Grünen reagieren.

VON JOHANNES PÖHLANDT

Um es dem „Dritten Weg“ mit ihren „Hängt die Grünen“-Plakaten so schwer wie möglich zu machen, wollen die Bündnisgrünen in Zwickau weitere eigene Pla-
kate anbringen. Martin Böttger, Jörg Banitz und Wolfgang Wetzel (von links) fingen am Dienstagabend in der Spiegelstraße damit an. FOTO: THOMAS MICHEL

s ist eine aberwitzige Kon-
struktion: Wenn die Plakate
des „Dritten Wegs“ mit 100

Metern Abstand zu jenen der Grü-
nen gehängt werden, dann lasse sich
kein direkter Zusammenhang zwi-
schen der Parole „Hängt die Grünen“
und den Grünen herstellen. Entwe-
der die Richter halten die Zwickauer
für debil, sodass sie auf 100 Meter al-
les um sich herum vergessen, oder es
ist wieder legitim, zum Mord am po-

E litischen Gegner aufzufordern. Im-
manuel Kant glaubte einst, die Frei-
heit des Einen ende dort, wo die Frei-
heit des Anderen beginne. Aber
Kant war kein Verwaltungsrichter.

Entscheidungen wie diese lassen
am Verständnis von Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit zweifeln.
Umso mehr, da es so aussieht, als
könnte sich dieses juristische Fiasko
bis zur Wahl in anderthalb Wochen
fortsetzen.

michael.stellner@freiepresse.de

KOMMENTAR

Die Freiheit des Anderen
VON MICHAEL STELLNER

Cem Özdemir, früherer Grünen-Bun-
desvorsitzender: „Ich verstehe nicht,
was daran ok sein soll, zu einem Mord
aufzurufen, wie auf den „Hängt die
Grünen“-Plakaten. Nicht mit 100 Me-
tern Abstand. Nicht mit 1.000 oder
10.000. Einfach gar nicht. In diesem
Land wird niemand gehängt!“

Jürgen Martens, früherer sächsi-
scher Justizminister (FDP): „Diese
Plakate sind offensichtlich eine Auf-
forderung zur Begehung von Strafta-
ten und möglicherweise Volksverhet-
zung. Und wer so etwas nicht ab-
nimmt, muss sich fragen lassen, wel-
ches Rechtsverständnis er hat. Solche
Plakate gehören in einen demokrati-
schen Wahlkampf nicht hinein.“

Sabine Zimmermann, Linke-Bundes-
tagsabgeordnete aus Werdau: „Von
diesem Gerichtsbeschluss bin ich ent-
setzt. Für mich ist nicht nachvollzieh-
bar, dass der Slogan ‚Hängt die Grü-
nen‘, der durchaus als Mordaufruf
verstanden werden kann, vom Grund-
recht auf Meinungsfreiheit abgedeckt
sein könnte. Es ist unabdingbar, dass
alle demokratischen Parteien sich
deutlich gegen diese Art von Wahl-
kampf aussprechen.“

Wolfgang Wetzel, Grünen-Bundes-
tagsabgeordneter aus Zwickau: „Ich
bin überrascht und habe dafür kein
Verständnis. Der Schaden für das
Image Sachsens ist damit gewach-
sen.“ |jop/ael

Reaktionen auf den Beschluss des Verwaltungsgerichts
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